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Präsidentin Ilse Aigner: Ich rufe den Tagesordnungspunkt 1 c auf:

Gesetzentwurf der Staatsregierung

zur Änderung des Bayerischen Maßregelvollzugsgesetzes und weiterer 

Rechtsvorschriften (Drs. 19/7191)

- Erste Lesung -

Begründung und Aussprache werden nicht miteinander verbunden. Zur Begründung 

erteile ich der Staatsministerin Ulrike Scharf das Wort.

Staatsministerin Ulrike Scharf (Familie, Arbeit und Soziales): Frau Präsidentin, liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Sicherheit schafft Vertrauen und gibt Stärke. Deshalb steht 

Sicherheit bei uns an oberster Stelle und hat oberste Priorität. Wir haben in Bayern 

gehandelt, und zwar klar und konsequent.

Ich darf Sie kurz mitnehmen in den August letzten Jahres: Mainkofen und Straubing, 

zwei Orte, zwei sehr unterschiedliche Fälle, in denen psychisch kranke Straftäter aus 

dem Maßregelvollzug entkommen sind, einmal im Rahmen einer Lockerungsmaßnah-

me, einmal aufgrund einer Geiselnahme. Diese Vorfälle dürfen sich nicht wiederholen. 

Sie sind eine Zäsur. Deshalb auch die klaren Konsequenzen.

Bei uns in Bayern ist klar geregelt: Die Bezirke verantworten den Maßregelvollzug. 

Zur Wahrheit gehört auch: Absolute Sicherheit, 100 % Sicherheit wird es nicht geben. 

Aber wenn die Sicherheit der Bevölkerung gefährdet ist, dann müssen wir eingreifen, 

und wir greifen ein. Der Schutz der Menschen, der Bevölkerung hat für uns oberste 

Priorität.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Deshalb haben wir in allen 14 Einrichtungen, die wir in Bayern haben, sofort reagiert. 

Wir haben die Abläufe verbessert, die Sicherheitsstandards erhöht und die Verfahren 

verschärft. Unsere Sofortmaßnahmen sind dabei aber nur ein erster Schritt. Wir gehen 

weiter, und zwar setzen wir bayernweit und verbindlich neue Sicherheitsstandards: 
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zum einen die Mindeststandards für die Ausgänge, für die Lockerungsmaßnahmen, 

die von der Fachaufsicht im Übrigen festgelegt und entschieden werden. Aber es ist 

klar geregelt, wo, wie und wer.

Zum anderen ist die Arbeitsgruppe Sicherheit beim Amt für Maßregelvollzug jetzt ein 

festes Gremium. Sie hat ein bayernweit gültiges Sicherheitsrahmenkonzept erarbeitet. 

Die Alarmketten, die Pflichtschulungen, die Sicherheitsübungen sind verbindlich für 

alle.

An dieser Stelle darf ich meinen herzlichen Dank an das Innenministerium zum Aus-

druck bringen, insbesondere für die Unterstützung durch die Polizei. Die Zusammenar-

beit mit den Sicherheitsbehörden ist enger denn je. Wir haben eine AG Vorführungen, 

wenn also ein Termin bei der Polizei oder der Justiz ansteht für jemanden, der im 

Maßregelvollzug ist. Es gibt hier ganz klare Handlungsempfehlungen, die wir vorgelegt 

haben.

Die Geiselnahmeübungen, die bisher schon stattgefunden haben, haben wir in allen 

Einrichtungen verstärkt, sodass die Rhythmen zwischen den Terminen mit der örtli-

chen Polizei und, dort, wo es nötig ist, mit den Spezialeinsatzkommandos enger sind.

Wir unterstützen die Träger mit Online-Schulungen, Qualifizierungen und mit Aus-

tausch, und wir investieren kräftig, über 40 Millionen Euro pro Jahr, für sichere, moder-

ne Einrichtungen.

Für uns ist ganz klar: Wenn es um sicherheitsrelevante Maßnahmen geht, wird das 

sofort und ohne Umwege vollzogen, für mehr Schutz und mehr Stabilität, vor allen 

Dingen auch für die, die in den Maßregelvollzugseinrichtungen beschäftigt sind.

Ich möchte ganz klarstellen: Die Bezirke tragen die Verantwortung als Träger für den 

Maßregelvollzug. Die Kontrolle liegt beim ZBFS als Fachaufsicht. Der Druck kommt 

von uns aus dem Ministerium.
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir gehen jetzt einen nächsten Schritt.Wir ändern das 

Gesetz. Unser Ziel ist klar: Wir wollen die Sicherheit stärken, wir wollen die Verfahren 

beschleunigen, und wir wollen ganz klare Kante gegen Gefährdung und für mehr 

Sicherheit zeigen.

Zu den Änderungen im Gesetz. Erstens. Die Sicherheit ist der Maßstab für jede Ent-

scheidung, insbesondere wenn es um die Frage der Lockerungsmaßnahmen geht: nur 

dann, wenn die Sicherheit garantiert ist und jede Gefahr realistisch ausgeschlossen 

werden kann.

Die zweite Änderung betrifft eine klare Linie bei der Therapieverweigerung durch 

suchtkranke Straftäter, wenn jemand nicht therapiewillig oder auch therapiefähig ist. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der Maßregelvollzug ist kein Rückzugsort vor Strafe, 

er ist kein Schonraum für Verweigerung, er ist kein Ort für Ausreden; er ist ein Ort 

für die Behandlung, für die Therapie, für alle, die diese auch wirklich wollen. Damit 

gilt jetzt ganz klar: Wer die Therapie verweigert, hat im Maßregelvollzug nichts zu 

suchen. Wer sich der Therapie entzieht, verliert auch seinen Platz. Wer Risiko schafft, 

statt sich helfen zu lassen, der gehört nicht in eine Klinik, sondern ins Gefängnis. 

Deshalb ist klar geregelt: Therapieabbruch heißt: zurück in den Strafvollzug – ohne 

Verzögerung, ohne Schlupflöcher und ohne Ausnahme.

(Beifall bei der CSU, den FREIEN WÄHLERN und der AfD)

Wir sorgen hier für schnelle Verfahren, vor allen Dingen auch für feste Leitlinien und 

für Sicherheit bei jeder Entscheidung.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, mir ist auch noch wichtig: Die Resozialisierung ist 

und bleibt unser Auftrag. Die größte Sicherheit gibt es – das ist garantiert – über die 

Therapie. Die Zahlen geben uns hier auch recht.

Damit zu § 64 des Strafgesetzbuchs. Wir in Bayern waren Vorreiter. Wir haben auf 

Bundesebene durchgesetzt, was lange überfällig war: Die Voraussetzungen für die 
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Unterbringung in Entziehungsanstalten sind nun deutlich verschärft. Es gibt klarere 

Regeln, höhere Hürden und damit mehr Sicherheit. Es ist ein Wendepunkt. Es ist vor 

allen Dingen ein Erfolg, den wir uns aus Bayern heraus lange erkämpft haben. Der 

Maßregelvollzug wurde zu oft missbraucht – als Umweg, als Abkürzung, als Chance 

auf eine Halbstrafe.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, diese Erste Lesung gibt uns die Möglichkeit, in einem 

Omnibusverfahren außer dem Maßregelvollzug noch weitere Rechtsvorschriften anzu-

passen.

Erstens. Wir wollen die Stärkung der Heilpädagogikberufe. Die Ausbildungsabschlüs-

se an Fachakademien und Hochschulen erhalten die staatliche Anerkennung. Das 

sorgt für mehr Fachkräfte und auch für mehr Perspektive.

Das Zweite, was wir jetzt mitentscheiden wollen, ist die Stärkung unserer Betreuungs-

vereine. Wir lassen Vereine aus anderen Bundesländern bei uns zu, wenn sie über-

wiegend in Bayern tätig sind. Dadurch sichern wir die Versorgung auch auf dem Land.

Die dritte Rechtsvorschrift, die wir ändern wollen, betrifft die Stärkung des inklusiven 

Arbeitsmarkts. Die Einkommensgrenze für den Lohnkostenzuschuss fällt. Das heißt, 

damit haben wir mehr Spielraum für echte Teilhabe durch Arbeit.

(Beifall bei der CSU)

Mein Dank gilt an der Stelle ganz besonders den Fachverbänden für ihre wertvollen 

und wichtigen Impulse. Die Rückmeldungen, die mich erreicht haben, sind auch sehr 

positiv, worüber ich mich sehr freue.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, mit diesem Gesetzespaket setzen wir – zunächst für 

die Sicherheit – ein starkes Zeichen. Wir fördern die Teilhabe, und wir bauen Bürokra-

tie ab. Das Ganze ist rechtlich fundiert, fachlich solide und somit gut für Bayern. – 

Herzlichen Dank, ich freue mich auf die Aussprache in den Ausschüssen.

Protokollauszug
54. Plenum, 02.07.2025 Bayerischer Landtag – 19. Wahlperiode 4



(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Präsidentin Ilse Aigner: Vielen Dank, Frau Ministerin. – Die Aussprache ist hiermit 

eröffnet. Hierfür sind 29 Minuten vereinbart. Als Erster hat der Kollege Franz Schmid 

für die AfD-Fraktion das Wort.

(Beifall bei der AfD)

Franz Schmid (AfD): Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren! 

Die Staatsregierung will also gleich vier Gesetze und Rechtsvorschriften auf einmal 

abändern, die augenscheinlich erst einmal relativ wenig miteinander zu tun haben.

Zunächst will die Staatsregierung am Bayerischen Maßregelvollzugsgesetz herumdok-

tern. Im Maßregelvollzug werden psychisch kranke Straftäter untergebracht. So soll 

die Allgemeinheit geschützt werden.

Eine verschwiegene Wahrheit dazu: Waren im Jahr 2015 noch 17 % der Insassen 

des Maßregelvollzugs Ausländer, so stieg ihr Anteil bis zum Jahr 2020 auf 28 %. Mitt-

lerweile hat also ungefähr jeder dritte untergebrachte psychisch erkrankte Straftäter 

in Bayern keinen deutschen Pass, obwohl lediglich 16 % der Gesamtbevölkerung in 

Bayern keinen deutschen Pass haben. Ich verweise da auf unsere Schriftliche Anfrage 

aus dem letzten Jahr. Der Messermann von Aschaffenburg ist übrigens auch einer von 

diesen. – Vielen Dank, Merkel, danke der CSU und der CDU dafür!

(Zuruf der Abgeordneten Anna Rasehorn (SPD))

Wir begrüßen ausdrücklich, dass nun das Schutzbedürfnis der Allgemeinheit bei Lo-

ckerungsentscheidungen ausdrücklich im Gesetz betont werden soll. Das hätte schon 

vor Jahren passieren müssen, gerade nach den zahlreichen Skandalen um gefährli-

che Täter, die auf Freigang erneut straffällig wurden, teils mit tödlichem Ausgang. 

Deswegen ist es ein Armutszeugnis, dass die Staatsregierung diesen Schritt erst jetzt 

geht.
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Ebenso richtig ist, dass Maßregelvollzugseinrichtungen künftig die Erledigung der 

Unterbringung bei der Justiz anregen sollen, sobald die Voraussetzungen dafür vorlie-

gen; denn diese Personen stellen ein Risiko für Mitpatienten, für Mitarbeiter und für die 

Gesellschaft dar.

Das nächste Gesetz, das Sie ändern wollen, ist das Bayerische Gesetz zur Ausfüh-

rung betreuungsrechtlicher Vorschriften. Nach Ihrem Willen sollen Betreuungsvereine 

künftig ihren Sitz nicht mehr zwingend in Bayern haben müssen, um als Betreuungs-

verein im Sinne bayerischer Gesetze anerkannt zu werden. Betreuungsvereine sind 

wichtige Akteure im Bereich der Betreuung geschäftsunfähiger Menschen. Die AfD ist 

gewillt, dass der Staat ihnen zur Seite steht und bürokratische Hürden möglichst tief 

senkt. Insofern klingt der Entwurf erst einmal sinnvoll.

Allerdings besteht die Gefahr, dass dadurch regionale Kontrollmechanismen ausgehe-

belt werden könnten. Gerade in einem so sensiblen Bereich wie der rechtlichen Be-

treuung, wo es um die Würde und das Vermögen von Menschen mit psychischen oder 

kognitiven Einschränkungen geht, ist es absolut zentral, dass Vereine auch tatsächlich 

regional verankert und überprüfbar sind. Die Öffnung darf nicht dazu führen, dass sich 

künftig Großträger von außerhalb mit fragwürdiger Effizienz oder Ideologie in unsere 

Strukturen einkaufen. Es braucht hier klare Qualitätsstandards und eine bayerische 

Aufsicht, sonst droht die Auslagerung der Verantwortung an überregionale Strukturen 

ohne bayerisches Verantwortungsgefühl.

Drittens wollen Sie, dass künftige Absolventen des Bachelorstudiengangs Heilpädago-

gik das Gütesiegel "staatlich anerkannt" führen dürfen. Dem stehen wir sehr positiv 

gegenüber. Wir begrüßen es, wenn die Arbeit dieser Fachkräfte endlich aufgewertet 

wird. In vielen Bereichen der Eingliederungshilfe leisten Heilpädagogen tagtäglich ver-

antwortungsvolle Arbeit mit Kindern, Behinderten und Pflegebedürftigen. Dass dies 

nicht nur irgendeinen Fantasieabschluss, sondern einen Abschluss, eine hochwertige 

Ausbildung samt Praxiserfahrung erfordert, ist für uns selbstverständlich.
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Die staatliche Anerkennung ist als Qualitätssiegel notwendig, aber sie muss mit einer 

verpflichtenden Prüfung der Inhalte einhergehen; denn wir haben kein Interesse an in-

flationären Bachelorabschlüssen mit dürftigem Niveau. Qualität muss Vorrang haben.

Letztlich wollen Sie Artikel 66b Absatz 2 AGSG aufheben, weil dieser durch eine Än-

derung des entsprechenden Bundesgesetzes obsolet geworden ist. Ein Paragraf, der 

überflüssig geworden ist, ist tatsächlich zu streichen. Das schafft Übersichtlichkeit und 

ist ein Mini-Beitrag zum Bürokratieabbau. Aber, liebe Staatsregierung, ich erwarte von 

Ihnen statt Minischritten in Sachen Bürokratieabbau auch im Bereich der Sozialpolitik 

endlich groß angelegte Reformen.

(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Ilse Aigner: Für die CSU-Fraktion spricht als Nächster der Kollege Josef 

Heisl.

Josef Heisl (CSU): Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Wir erinnern uns alle noch an die Vorfälle vor ziemlich genau einem Jahr: Ein psy-

chisch kranker Patient aus dem Bezirksklinikum Mainkofen hat sich im Rahmen eines 

begleiteten Ausgangs im Zuge eines Kinobesuches von einer Gruppe entfernt; er 

wurde wenig später von der Polizei gefasst. Eine gute Woche später gab es einen 

weiteren Vorfall, eine Geiselnahme samt Flucht von vier Patienten aus dem Bezirks-

krankenhaus Straubing.

In meiner Funktion als Vorsitzender des Maßregelvollzugsbeirats im Bezirksklinikum 

Mainkofen war ich von Beginn an stark in die Thematik involviert und am Thema 

mit dran. Die transparente Aufarbeitung solcher Fälle ist immens wichtig. All diese 

Vorkommnisse haben uns wachgerüttelt, und der dringende Handlungsbedarf hat an 

Fahrt aufgenommen. Deswegen steht heute der Gesetzentwurf zur Änderung des 

Bayerischen Maßregelvollzugsgesetzes auf der Agenda.
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Wenn es um die Unterbringung im Maßregelvollzug geht, dann hat oberste Priorität, 

dass die Allgemeinheit vor der Begehung weiterer Straftaten geschützt werden muss. 

Ebenso hohe Priorität hat übrigens der Schutz des Personals in den Einrichtungen.

Ich möchte an dieser Stelle schon einmal deutlich sagen, dass unsere Mitarbeiterin-

nen und Mitarbeiter im Maßregelvollzug in ganz Bayern hervorragende Arbeit leisten. 

Ein großes Dankeschön von dieser Stelle.

(Beifall bei der CSU, den FREIEN WÄHLERN und den GRÜNEN)

Im Zusammenhang mit dem Schutz vor weiteren Straftaten spielt natürlich die Be-

handlung des qualifizierten Personals eine wesentliche Rolle, ebenso bedeutend sind 

sichere Gebäude und damit die bauliche Infrastruktur sowie strukturierte Prozesse 

und Abläufe. Gleichzeitig geht es um die Heilung oder zumindest die Besserung des 

Zustands der untergebrachten Patienten mit dem Ziel der Resozialisierung.

Resozialisierung bedeutet in der Konsequenz immer eine Lockerung des Vollzugs. 

Das heißt, wenn es um Maßregelvollzug geht, dann geht es immer um das besondere 

Spannungsfeld von Gefahrenabwehr und Therapie sowie von Sicherheit und Resozia-

lisierung.

Mit den vorliegenden Änderungen im Gesetzentwurf zum Bayerischen Maßregelvoll-

zugsgesetz soll am Ende die Sicherheit für die Bevölkerung, aber auch für das Perso-

nal in den Einrichtungen noch stärker nach oben geschraubt werden. Dies soll insbe-

sondere durch klarstellende gesetzliche Ergänzungen, schnellere Verfahrensabläufe 

und stärkere Gewichtung des Schutzes der Allgemeinheit bei Lockerungsentscheidun-

gen erfolgen.

Die genauen Inhalte der Gesetzesänderungen darf ich Ihnen, geschätzte Kolleginnen 

und Kollegen, kurz vorstellen: Wie eben beschrieben, soll die Gewährung von Voll-

zugslockerungen künftig stärker am Schutz der Allgemeinheit ausgerichtet werden. 

Artikel 16 Absatz 1 des Bayerischen Maßregelvollzugsgesetzes wird entsprechend 

Protokollauszug
54. Plenum, 02.07.2025 Bayerischer Landtag – 19. Wahlperiode 8



ergänzt, um bei den Prognoseentscheidungen ausdrücklich das Schutzbedürfnis der 

Allgemeinheit zu betonen.

Im Sinne der Beschleunigung von Erledigungsverfahren bei fehlender Therapieprog-

nose werden die Maßregelvollzugseinrichtungen künftig in die Pflicht genommen, die 

Erledigung der Unterbringung unverzüglich anzuregen, sobald die Voraussetzungen 

dafür vorliegen.

Weitere Änderungen im Gesetzentwurf betreffen – die Frau Ministerin hat es schon 

angesprochen – die Hochschulstudiengänge der Heilpädagogik und die Einführung 

einer Kennzeichnung des akademischen Grades. Das Gesetz wird in "Bayerisches 

Sozialberufe-Anerkennungsgesetz" umbenannt, um Klarheit und Anschlussfähigkeit 

an die Regelungen anderer Bundesländer zu schaffen.

Zum Bayerischen Gesetz zur Ausführung betreuungsrechtlicher Vorschriften: Das bis-

her zwingende Bayernsitz-Erfordernis für Betreuungsvereine wird flexibilisiert, um Ver-

sorgungsengpässe insbesondere in den Grenzregionen zu vermeiden. Der Haushalts-

vorbehalt bei der Förderung von Betreuungsvereinen entfällt, da er nach den neuen 

bundesrechtlichen Finanzierungssystematiken nicht mehr erforderlich ist.

Wichtig ist auch, dass für die Kommunen keine weiteren Kosten entstehen. Für 

Wirtschaft, Bürgerinnen und Bürger ergeben sich keine finanziellen Belastungen. Die 

Umsetzung erfolgt im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel bzw. bleibt künftigen 

Haushaltsaufstellungen vorbehalten.

Ich möchte noch einmal auf den Anfang meiner Ausführungen zurückkommen: Fälle 

wie in Mainkofen und in Straubing sollen nicht nur nicht passieren, sie dürfen nicht 

passieren.

(Beifall bei der CSU)

Die Frage ist aber, wie man damit umgeht, wenn doch etwas passiert. Auf die 

genannten Fälle wurde gut reagiert. Transparenz gegenüber der Bevölkerung war 
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über viele Pressemeldungen, über Interviews, über die Vorstellung dessen, was man 

alles angehen will, von vornherein gegeben. Es hat eine enge Abstimmung zwischen 

Justizminister, Innenminister und der örtlichen Politik des Bezirkstagspräsidenten statt-

gefunden. Konsequenzen sind sofort gezogen worden, sowohl personell als auch 

ablauforganisatorisch.

Als Maßregelvollzugsbeiräte wurden wir – ich darf hier auch im Namen meines Kolle-

gen Martin Behringer sprechen – umfassend informiert und eingebunden. Dafür geht 

ein großes Dankeschön an die Ministerin. Liebe Ulrike Scharf, vielen Dank dafür.

(Beifall bei der CSU)

Zu den Ausführungen des Kollegen der AfD will ich nichts weiter sagen. Wie immer 

sind die Ausländer schuld.

Die geplanten Änderungen werden von den entsprechenden Verbänden begrüßt – die 

Ministerin hat es schon angesprochen –, weil es schlicht darum geht, die öffentliche 

Sicherheit zu stärken.

(Beifall bei der CSU)

Präsidentin Ilse Aigner: Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN spricht Herr 

Kollege Toni Schuberl.

Toni Schuberl (GRÜNE): Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Rein 

deklaratorisch, überflüssig und inhaltlich ohne Bedeutung – so wird das Gesetz aus 

Fachkreisen des Maßregelvollzugs kommentiert. Das meiste von dem, was jetzt in das 

Gesetz geschrieben wird, stand schon vorher in den Verwaltungsvorschriften. Warum 

stehen wir hier und diskutieren die Änderungen des Maßregelvollzugsgesetzes? – Es 

geht wieder einmal um reine Symbolpolitik.

Letztes Jahr gab es mehrere spektakuläre Entweichungen aus Bezirkskrankenhäu-

sern in Bayern. Wir erinnern uns an den Patienten, der beim Ausgang unbegleitet zur 
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Toilette und einfach durch die Tür gehen konnte. Das war in einem Kino. Das Vorge-

hen, dass Patienten an den Alltag herangeführt werden, um nach der Entlassung wie-

der zu funktionieren, ist richtig; aber warum waren zu wenig Begleiter dabei? Warum 

ist niemandem aufgefallen, dass es keine gute Idee ist, einen pädophilen weiteren 

Patienten in einen Kinderfilm in die Nachmittagsvorstellung des Kinos mitzunehmen?

In einem anderen Fall konnten vier Patienten einen Mitarbeiter als Geisel nehmen, 

um zu entfliehen. Warum gab es nicht ausreichend Personal, um die Sicherheit zu 

gewährleisten? Übrigens stand diesen Geiselnehmern der Abbruch der Therapie und 

die Rückkehr in das Gefängnis bevor. Wir sehen, der Übergang muss besser geregelt 

werden. Einer dieser Geiselnehmer ist wahrscheinlich im Gefängnis Augsburg-Gablin-

gen misshandelt worden. Das ist eine andere Skandalgeschichte, die Sie auch nicht 

wirklich interessiert hat.

Was würde eine verantwortungsvolle Staatsregierung als Reaktion auf diese Skanda-

le unternehmen? Die Einberufung eines Krisenstabs, die Erforschung der Ursachen 

dieser Entweichungen, die Entlastung des Personals durch mehr Stellen oder eine 

bessere Finanzierung, ein Ministerpräsident, der sich hierzu zu Wort meldet, die Rich-

tung vorgibt und den Saustall aufräumt? – Fehlanzeige. Söder ist die Frage, ob er ein 

Schnitzel oder einen Döner essen soll, viel wichtiger als Bayern. Wo ist er eigentlich 

schon wieder?

(Staatsministerin Michaela Kaniber: Er räumt den Dreck der Ampel weg!)

Heute wäre eigentlich Plenarsitzung. Das interessiert ihn wieder nicht. Was ist ihm 

schon wieder wichtiger?

(Zurufe von der CSU)

Statt den schlechten Personalschlüssel im Maßregelvollzug zu verbessern, statt die 

Leitungsstrukturen in den Bezirkskrankenhäusern besser zu kontrollieren, schreiben 

Sie ins Gesetz, was schon in den Verwaltungsvorschriften steht. Das ist wieder nur 
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reine Symbolpolitik. Schlechter Personalschlüssel im Maßregelvollzug, fehlende Kon-

trolle der Leitungsstrukturen in den Bezirkskrankenhäusern wie auch in den Gefäng-

nissen – diese Missstände werden mit diesem Gesetz nicht behoben. Rein deklarato-

risch, überflüssig und inhaltlich ohne Bedeutung – typisch für die CSU.

(Beifall bei den GRÜNEN – Widerspruch bei der CSU)

Präsidentin Ilse Aigner: Für die Fraktion der FREIEN WÄHLER spricht als Nächster 

Herr Kollege Alexander Hold.

Alexander Hold (FREIE WÄHLER): Sehr geehrte Frau Präsidentin, Kolleginnen und 

Kollegen! Dass Herr Kollege Schuberl hier die Abwesenheit eines Regierungsmitglieds 

moniert, während von seiner eigenen Fraktion mit Mühe und Not sechs Kollegen 

abzuzählen sind, ist schon lustig.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU – Toni Schuberl (GRÜNE): 

Immer noch zwei mehr als bei den FREIEN WÄHLERN!)

Zum Gesetzentwurf.

(Unruhe)

Lassen Sie uns über den Gesetzentwurf reden, wenn Sie Interesse daran haben. Bei 

der Unterbringung von Personen in einem psychiatrischen – –

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

– Die sechs Kollegen machen relativ viel Lärm, in der Regel aber viel Lärm um nichts. 

– Wir reden über die Unterbringung von Personen in einem psychiatrischen Kranken-

haus oder in einer Entziehungsanstalt aufgrund einer strafgerichtlichen Entscheidung, 

also einen Maßregelvollzug. Über allem anderen steht dabei das vorrangige Ziel, die 

Allgemeinheit vor der Begehung weiterer Straftaten zu schützen.
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Natürlich besteht daneben ein weiterer Auftrag, nämlich die Heilung oder die Besse-

rung des Zustandes der untergebrachten Personen, um letzten Endes eine Resoziali-

sierung zu ermöglichen. Das beginnt in der Regel mit einer schrittweisen Erprobung 

durch Lockerung des Vollzugs. Das ist nicht einfach; denn die Lockerung des Vollzugs 

steht in einem besonderen Spannungsfeld zwischen der Gewährleistung der Sicher-

heit der Allgemeinheit auf der anderen Seite und dem Auftrag zur Resozialisierung auf 

der anderen Seite.

Ich sage es ganz klar: Jeder einzelne Fall, bei dem Lockerungen missbraucht werden 

und in dem es zu Gewalttaten kommt – und davon gab es in der jüngeren Vergan-

genheit leider zu viele –, ist ein Fall zu viel.Deswegen ist es richtig, dass der Gesetz-

entwurf klarstellt, dass dem Schutzbedürfnis der Allgemeinheit bei der Abwägung in 

besonderer Weise ein Gewicht zukommt, und zwar schon bei Lockerungen. Das halte 

ich für eine ganz wichtige Feststellung, die ins bayerische Gesetz aufgenommen wird.

In der Praxis hat sich oft gezeigt, dass die Verfahren zur Beendigung der Unterbrin-

gung in Fällen, in denen eine Unterbringung im Maßregelvollzug beendet werden 

soll, weil entweder keine Therapiefähigkeit oder kein Therapiewille gegeben sind, also 

keine Erfolgsaussichten bestehen, häufig zu lange Zeit in Anspruch nehmen. Das ist 

insbesondere für die Beschäftigten in den Unterbringungsanstalten nicht akzeptabel, 

weil von Personen, die in der Regel danach in den Strafvollzug gehen und dazu in der 

Regel auch nicht wirklich viel Lust haben, besonderes Gefährdungspotenzial ausgeht 

bzw. sie die Ordnung stören. Deswegen ist es eigentlich nur logisch und sinnvoll, 

dass die Unterbringungseinrichtungen selber ein Interesse daran haben, in solchen 

Fällen die Unterbringung rechtzeitig zu beenden. Es ist folgerichtig, ins Gesetz die 

Pflicht der Maßregelvollzugseinrichtung aufzunehmen, die Erledigung der Unterbrin-

gung mangels Therapiefähigkeit und mangels Erfolgsaussicht bei der zuständigen 

Strafvollzugsbehörde anzuregen.

Weitere Änderungen ergeben sich im bayerischen Ausführungsgesetz zum Betreu-

ungsgesetz. Dort ist die Voraussetzung für die Anerkennung eines Betreuungsvereins 
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geregelt, dass dieser seinen Sitz und seinen überwiegenden Tätigkeitsbereich in Bay-

ern haben muss. Damit wollte man erreichen und dazu beitragen, den Betreuungs-

bedarf in Bayern zu decken. In der Praxis hat sich gezeigt, dass diese doppelte 

Voraussetzung eher das Gegenteil bewirkt. Künftig soll es daher für die Anerkennung 

eines Vereins einfach ausreichen, wenn er seinen überwiegenden Tätigkeitsbereich in 

Bayern hat. Auch das ist sinnvoll und zielführend.

Seit 2023 haben die anerkannten Betreuungsvereine einen bundesrechtlichen An-

spruch auf eine bedarfsgerechte Finanzierung ihrer Querschnittstätigkeit, also zum 

Beispiel die Nachwuchsgewinnung von Betreuern usw. Das war bisher in Bayern mit 

einem Haushaltsvorbehalt verbunden. Ein solcher war in dem Jahr, als das geregelt 

wurde, aufgrund der verfassungsrechtlichen Vorgaben des Artikel 79 der Bayerischen 

Verfassung notwendig. Seitdem es aber eine konkretisierende Regelung des gesetz-

lichen Finanzierungsanspruchs auf Landesebene gibt, ist es auf Landesebene nicht 

mehr erforderlich, diesen Haushaltsvorbehalt beizubehalten. Deswegen soll er gestri-

chen werden. Letzten Endes widerspricht er den Zielen der Reform des Vormund-

schafts- und Betreuungsrechts.

Im Bereich der Eingliederungshilfe steigt die Nachfrage nach akademischen Berufsab-

schlüssen. Durch die Verbindung einer Berufsbezeichnung mit dem Zusatz "staatlich 

anerkannt" wird die Bedeutung der fachlichen und persönlichen Anforderungen der 

jeweiligen Berufsgruppe hervorgehoben. Das ist so etwas wie ein Gütesiegel. Absol-

ventinnen und Absolventen des Bachelorstudiengangs Heilpädagogik durften sich bis-

her nicht "staatlich anerkannt" nennen. Das soll jetzt geändert werden. Auch das ist 

sinnvoll und eine Würdigung der hervorragenden und hochwertigen Qualität dieses 

Ausbildungsganges. Ich freue mich, wenn es so kommt.

Im SGB IX war in der alten Fassung eine Deckelung des Lohnkostenzuschusses 

vorgesehen. Die Länder konnten davon abweichen. Jetzt hat der Bundesgesetzgeber 

durch das Gesetz zur Stärkung eines inklusiven Arbeitsmarkts die Deckelung des 

Lohnkostenzuschusses vollständig abgeschafft. Damit wurde auch die landesrechtli-
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che Öffnungsklausel aufgehoben. Das Ganze ist obsolet. Der Artikel 66b Absatz 2 

wird deswegen aufgehoben.

Alles, was im Gesetzentwurf steht, ist letzten Endes sinnvoll. Wir unterstützen das und 

freuen uns trotzdem auf die Diskussionen im Fachausschuss.

Präsidentin Ilse Aigner: Der nächste Redner ist der Kollege Horst Arnold für die 

SPD-Fraktion.

Horst Arnold (SPD): Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Sicherlich ist 

der Maßregelvollzug auf der einen Seite für die Betroffenen selber, verurteilte Straftä-

ter, die aufgrund ihres psychischen oder sonstigen Zustandes nicht im Strafvollzug 

untergebracht werden können, sondern im Maßregelvollzug untergebracht werden 

müssen, eine der kritischsten freiheitsentziehenden Maßnahmen. Auf der anderen 

Seite ist der Maßregelvollzug aufgrund der Gefährlichkeit der dort Untergebrachten für 

die Allgemeinheit ein besonderes Problem. Die Sicherungsmaßnahmen, die in diesen 

Maßregelvollzugseinrichtungen existieren, gehen über die Sicherungsmaßnahmen in 

Justizvollzugsanstalten weit hinaus.

Es ist nicht das erste Mal, dass wir in dem Zusammenhang eine Lockerungsdiskussi-

on haben. Ich erinnere an die Situation im Fall Haderthauer und die Leute, die im Rah-

men der Lockerung, weil sie gute Modellautos gebaut haben, mit Billigung der Öffent-

lichkeit weit rausgekommen sind. Das war eine Gefährdung der öffentlichen Sicherheit 

und Ordnung. Jetzt wird die Konsequenz aus zurückliegenden Ereignissen im letzten 

Jahr gezogen. Sie werden zum Anlass genommen, das besondere Schutzbedürfnis 

der Allgemeinheit als Belang herauszustellen, der möglicherweise jetzt besonders zu 

berücksichtigen ist.

Tatsächlich werden die Lockerungsmaßnahmen in den Lockerungskonferenzen seit 

Jahren diskutiert. Es wäre doch ein Witz, wenn diese besonderen Bedürfnisse in die-

sem Zusammenhang nicht von vornherein schon immer ein Thema gewesen wären. 

Was Sie möglicherweise als Lösung anschneiden, sodass das jetzt besonders er-
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wähnt ist, bringt doch die tatsächlichen Ereignisse nicht in Einklang damit; denn das 

Versagen der Bewacher hat mit dieser Diskussion ebenso wenig zu tun wie die andere 

Geschichte, dass in Straubing jemand Geiseln genommen hat. Es ist vielmehr so, 

dass das Problem in der Praxis häufig am Personal, an der Unterbesetzung und an 

der Situation liegt, die im Gesetz nicht geregelt ist. Insofern ist es tatsächlich eine 

klarstellende Regelung, die aber keinerlei Auswirkungen auf die Praxis hat, sondern 

eigentlich für die Öffentlichkeit nur einen Placebo-Effekt hat.

Natürlich ist es wichtig, dass die Mühlen schneller mahlen, wenn Inhaftierte im Maß-

regelvollzug nicht mehr therapiert werden wollen oder das Angebot überhaupt nicht 

mehr wahrnehmen wollen. Aber das ist doch eigentlich schon immer ein Versagen 

im bayerischen System gewesen. Wenn Sie jetzt daraus die Konsequenzen ziehen, 

dass eine Pflicht besteht, das den Vollstreckungsbehörden anzuzeigen, dann wäre es 

eigentlich logisch gewesen, dass vorher schon eine Anzeige erfolgt. Nur deswegen, 

weil eine Pflicht statuiert wird, wird es doch nicht besser, sondern es liegt am Problem-

bewusstsein der Behörden. Tatsächlich müssen dann die Vollstreckungsbehörden ent-

scheiden. Wie es dort ist, können sie insoweit gar nicht ermessen, weil das meistens 

Vollstreckungskammern bzw. Vollstreckungsbehörden bei der Staatsanwaltschaft sind.

Insofern ist das alles schön und gut; aber es ist kein Quantensprung und auch kein 

Durchbruch hinsichtlich der Sicherheit. Es bestätigt sich vielmehr, dass in der Praxis 

viele Dinge schieflaufen. Sie werden dieser Problematik auch nicht mit solchen The-

menüberschriften gerecht.

Was die betreuungsrechtlichen Vorschriften anbetrifft, muss ich Ihnen eines sagen: Ja, 

es ist eine gute Regelung. Allerdings stellt sich die Frage, was eine "überwiegende 

Tätigkeit in Bayern" ist. Was ist mit Vereinen, die ihren Ursprung in einem anderen 

Bundesland haben, beispielsweise in Hessen, und dann in Aschaffenburg oder in 

Alzenau tätig sind? Wann ist man dann überwiegend in Bayern tätig? Wie wollen wir 

das beschreiben? Da sind offene Rechtsbegriffe zu klären.
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Alle anderen Dinge, die Sie in diesem Zusammenhang regeln, sind in dem Bereich 

auch weggefallen, weil nämlich der Bund Regeln gemacht hat, die den Haushaltsvor-

behalt haben wegfallen lassen. Auch die Deckelung, die bislang bestand, fällt weg. 

Die Vorgabe von 48 % Lohnkostenzuschuss, auf die der Freistaat Bayern gedeckelt 

hat, fällt jetzt weg. Dankenswerterweise können aufgeschlossene Arbeitgeber in Bay-

ern einen höheren Zuschuss bekommen, als der Freistaat Bayern das ursprünglich 

vorgesehen hat – nicht deswegen, weil das Gesetz geändert wird, sondern deswegen, 

weil der Bund das damals geändert hat.

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Ilse Aigner: Damit ist die Aussprache geschlossen. Ich schlage vor, den 

Gesetzentwurf dem Ausschuss für Arbeit und Soziales, Jugend und Familie als feder-

führendem Ausschuss zu überweisen. Gibt es Widerspruch? – Das sehe ich nicht. 

Dann ist das so beschlossen.
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